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Weiter verbieten

Leihmutterschaft soll in 
Deutschland weiterhin aus-
nahmslos verboten bleiben. 

Das hat der Bundesparteitag 
der CDU am 21. Februar 2026 
per Beschluss bekräftigt. Die 

Delegiert*innen stimmten 
mit großer Mehrheit für einen 

entsprechenden Antrag, ein- 
gebracht von der Frauen Union  
und begründet wie folgt: »Die 

Leihmutterschaft, selbst in 
altruistischen Modellen, ist 
mit erheblichen ethischen, 

rechtlichen und praktischen 
Bedenken verbunden. Es 

besteht ein hohes Risiko für 
Ausbeutung, Umgehungen 
und Missbrauch. Lifestyle-
Tendenzen wie in den USA 

sollte es in Deutschland nicht 
geben. Dort ist Leihmutter-

schaft ein Geschäftsmodell. 
Es existieren globale Repro-

duktionsmärkte. Aus anderen 
Ländern wissen wir, dass 

Leihmütter ihre Dienste oft 
aus finanzieller Not heraus 

anbieten. Zudem müssen sich 
Leihmütter in den Verträgen 

mit ihren Auftraggebern dazu 
bereit erklären, sämtliche 

Maßnahmen der pränatalen 
Diagnostik durchzuführen 

und im Falle diagnostizierter 
Risiken die Schwangerschaft 

auf Wunsch und nach dem 
Ermessen der Auftraggeber 
abzubrechen. Eine klare Ab-
grenzung zwischen altruis-

tischen und kommerziellen 
Interessen ist nicht möglich. 
Es ist rechtlich zudem nicht 
möglich zu verhindern, dass 

Frauen unter emotionalem  
Druck – gerade in der Familie 

– oder in finanzieller Abhän-
gigkeit stehen, wenn die 

Leihmutterschaft erst einmal 
zugelassen wäre.«

→

»Unter diesen Umständen 
entstünde nur ein  

begrenztes Angebot für 
die Eizellen, die schon da 

sind«, schreibt die  
Frauen Union der CDU.  

Christliche Kompromissfähigkeit?
Frauen Union will Eizellspenden ohne Kommerz erlaubt sehen

(präventives Einfrieren von eigenen Eizellen 
zur womöglich späteren Nutzung) entnommen 
wurden. »Unter diesen Umständen entstünde 
nur ein begrenztes Angebot für die Eizellen, die 
schon da sind«, schreiben die Vorständlerinnen 
der Frauen Union. Mit den gespendeten Eizellen  
sollen nach ihren Vorstellungen »vor allem 
Frauen bedacht werden, die z.B. aus medizini-
schen Gründen über keine eigenen reprodukti-
onsfähigen Eizellen oder nur solche mit schwer-
wiegenden genetischen Dispositionen verfügen«.

Reproduktionsmedizinische Behandlungen 
wie In-vitro-Fertilisation und Social Freezing 
sind weitgehend privatisierte Angebote im 
Gesundheitswesen. Mit den genannten Bedin-
gungen glauben die Autor*innen des Positi-
onspapiers, erreichen zu können, dass Frauen, 
die eine Eizellspende nachfragen, nicht mehr 
ins Ausland fahren, um die Dienstleistungen 
jenseits deutscher Grenzen einzukaufen.

Weiterhin verboten bleiben soll es, dass 
lesbische Paare das Angebot nutzen können. Die 
Ropa-Methode, bei der eine Frau ihrer Partne-
rin Eizellen spendet und die andere das Kind 
austrägt, soll es nach Meinung der Frauen Union 

nicht geben dürfen. Eben-
falls verboten bleiben soll 
die Leihmutterschaft, auch 
die sogenannte altruistische.

Bundesgesundheits-
ministerin Nina Warken 
(CDU), die auch Vorsit-
zende der Frauen Union 
ist, will das Reformprojekt 
in dieser Legislaturperiode 

voranbringen und dafür zunächst den Austausch 
mit Bundesjustizministerin Stefanie Hubig (SPD) 
und Bundesfamilienministerin Karin Prien 
(CDU) suchen, sagte sie Ende Februar der Zei-
tung Tagesspiegel. Anschließend werde das Trio 
laut Warken »schauen, ob es aus der Mitte des 
Parlaments dazu einen Vorschlag geben wird, so 
wie es bei ethischen Fragestellungen üblich ist«.

Ob und wann es tatsächlich so weit kommt, 
ist derzeit ungewiss. Wer derartige Reformen 
anstrebt, sollte sich zunächst die herrschende 
Praxis eingehend anschauen: Die Reproduktions- 
medizin mit ihren Befruchtungsangeboten 
inklusive Eizellspende ist vor allem ein lukrati-
ves Geschäft, sie dient nicht dem Wohlergehen 
kinderloser Frauen. Profiteure sind Klinikketten, 
meist privatwirtschaftliche. Wer diese Struktu-
ren und die Frage danach, wer die Techniken 
und Dienstleistungen besitzt und anbietet, 
einfach ausblendet, kann zu solch naiven Vor-
stellungen kommen, wie von der Frauen Union 

Die Diskussion um die rechtliche  Zulas-
sung sogenannter Eizellspenden nimmt 
wieder Fahrt auf. Die Frauen Union 
hat beim Stuttgarter Bundesparteitag 
der CDU am 21. Februar beantragt, das 
bisher in Deutschland verbotene repro-
duktionsmedizinische Verfahren künftig 
unter bestimmten Bedingungen zu er-
lauben. Nun ist die Bundestagsfraktion 
der CDU/CSU am Zug, sie muss sich zur 
Initiative der Frauen Union positionieren.  
Bundesgesundheitsministerin Nina War-
ken befürwortet eine Legalisierung.

Der beschlossene Antrag basiert auf einem 
im Januar lancierten »Positionspapier zur 

Eizellspende und altruistischen Leihmutter
schaft«, verfasst vom Vorstand der Frauen 
Union der CDU. Den Autorinnen gehe es um 
das Wohlergehen der Frauen, deren reproduk
tive Selbstbestimmung, den menschlichen 
Würdeschutz und das christliche Menschenbild. 
Diese Haltung soll nun offensichtlich mit den 
Erfordernissen moderner Reproduktionstech-
nologie in Einklang gebracht werden – konkret: 
die Eizellspende soll unter 
Voraussetzungen in Deutsch-
land erlaubt werden.

Erreicht werden soll 
dieses anspruchsvolle Vor-
haben mit rein altruistischer 
Eizellspende, kommerzieller 
Handel soll ausgeschlossen 
sein. In Spanien, Tschechien 
oder den USA werden den 
Spenderinnen von Eizellen nicht unattraktive so-
genannte Aufwandsentschädigungen angeboten –  
als Ausgleich für die mit der »Spende« verbunde-
nen Belastungen: Hormonstimulation, operative 
Entnahme von Eizellen zugunsten ihnen unbe-
kannter, fortpflanzungswilliger Frauen. Die Kom-
merzialisierung der Eizellspende ist international 
üblich, weit fortgeschritten, gepusht von global 
agierenden Reproduktionskonzernen.

In Deutschland, wo sowohl die Eizellspende 
als auch die Leihmutterschaft verboten sind, soll 
es nach dem Willen der Frauen Union keinen 
Kommerz geben. Aber Eizellen, die im Rahmen 
künstlicher Befruchtungen (IVF-Behandlungen) 
entnommen und von den betroffenen Frauen 
nicht mehr benötigt werden, sollen künftig 
in deutschen Kliniken gespendet werden; 
außerdem auch überzählige Eizellen, die aus 
medizinischen Gründen (Kyrokonservierung 
zum Beispiel vor einer Krebsbehandlung) oder 
vorsorglich für das sogenannte Social Freezing 

Erika Feyerabend  
(Essen), Journalistin und 

BioSkoplerin
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Oft »psychisch belastend«

Die AfD-Fraktion hat die Bun- 
desregierung im Dezember 
auch gefragt, ob und welche  
Kenntnisse ihr darüber vor- 
liegen, »inwiefern Maßnah-
men der Reproduktions-
medizin zu gravierenden 
psychischen Belastungen 
führen«. Kurz vor Weihnach-
ten antwortete das Bundes
gesundheitsministerium 
(BMG), ziemlich knapp und 
ohne Details oder Zahlen 
zu nennen. »Ein unerfüllter 
Kinderwunsch ist häufig 
stressbehaftet«, weiß das 
BMG, »aber auch die Kinder-
wunschbehandlung wird von 
vielen Frauen und Männern 
als psychisch belastend 
empfunden. Zu den Gründen 
dafür zählt vor allem die 
Ungewissheit über den Aus-
gang der Behandlung.« Das 
BMG erklärt, dass vor einer 
künstlichen Befruchtung eine 
ärztliche Beratung gesetzlich 
vorgeschrieben ist, die »nicht 
nur die gesundheitlichen Ri-
siken und die Erfolgsquoten 
der Behandlungsverfahren« 
thematisieren solle, »son-
dern auch die körperlichen 
und seelischen Belastungen 
insbesondere für die Frau«. 
Im Rahmen der Beratung 
sollten außerdem »mögliche 
Alternativen zum eigenen 
Kind (zum Beispiel Adoption) 
eingehend erörtert werden«. 
Das BMG verweist zudem auf 
das Portal familienplanung.de, 
betrieben vom Bundesinstitut 
für Öffentliche Gesundheit. 
Dort werde online auch 
über »Methoden« informiert, 
»wie sich die psychische 
Belastung im Rahmen von 
Kinderwunschbehandlungen 
bewältigen lässt«.

nun vorgeschlagen – ihre Botschaft im Kern: 
Wenn wir hier die Möglichkeit der Eizellspende 
beschränkt erlauben, alles vereinbar mit dem 
christlichen Menschenbild, brauchen kinderlose 
Frauen nicht mehr ins Ausland reisen und kön-
nen hierzulande wie gewünscht bedient werden.

Klinikkonzerne mit Unternehmenssitz im 
Ausland bewerben im Internet ihre technolo
gisch auf neuestem Stand befindlichen Dienst-
leistungen auch in deutscher Sprache. Sie 
betonen mitunter, dass sie, unterstützt durch be-
sonders liberale Gesetzgebungen, auch Frauen 
aus anderen Ländern ihre Hilfe anbieten, wenn 
das in deren Heimat verboten ist. Ein bemer-
kenswertes Beispiel ist Ferticare, mit »Kinder-
wunschkliniken« in Prag, Karlsbad und Znaim. 
Ferticare gehört zu einer führenden europäi-
schen und globalen Gruppe namens IVIRMA. 
Diese verfügt laut Selbstdarstellung derzeit 

über 200 Kliniken für assistierte Reproduktions
medizin in 15 Staaten. Sie offerieren alles, was die 
Repromedizin zu bieten hat, auch Eizellspende. 
Sie werben auch mit »deutschen Standards«. Wer 
deren Dienste in Anspruch nehmen will, fährt 
in diese Kliniken, die auch mit Agenturen für 
Medizintourismus gut bekannt sind.

Die etwas einschränkenden Regeln, die der 
Vorstand der Frauen Union vorschlägt, werden  
wohl lediglich dazu führen, in einem hoch 
privatisierten Feld Strukturen der Haltbarma-
chung und des technologischen Umgangs auch 
in Deutschland aufzubauen – Strukturen, die 
perspektivisch eine Mitwirkung beim lukrativen 
Geschäft mit dem Eizell-Transfer ermöglichen. 
Der Markt wächst stetig und international. An 
diesem Markt sollen Privatkliniken und Unter-
nehmen mit Standort in Deutschland offenbar 
künftig auch teilhaben können.  �

AfD-Anfrage zur 
Repromedizin

Die Bundestagsfraktion der AfD beklagt 
»die seit über 50 Jahren außerordentlich 

niedrigen Geburtenzahlen in Deutschland«, 
diese müssten »als demografische Katastrophe 
bezeichnet werden«. »Die Fertilität von Frauen 
mit deutscher Staatsangehörigkeit belief sich 
2024 auf 1,23 Kinder je Frau«, schreibt die AfD, 
»um die Bevölkerungszahl stabil zu halten, ist 
eine Geburtenrate von 2,1 erforderlich«. Nach-
zulesen sind diese Äußerungen in einer Kleinen 
Anfrage der AfD, adressiert an die schwarz-rote 
Bundesregierung, Überschrift: »Möglichkeiten 
und Grenzen der Reproduktionsmedizin«.

In ihrer ausführlichen »Vorbemerkung« 
verweist die AfD auf reproduktionsmedizinische 
Fortschritte und stellt fest: »Die zehn Länder 
mit der höchsten Anzahl von Menschenleben, 
die die Reproduktionsmedizin ermöglicht hat, 
sind China, Japan, die Vereinigten Staaten, 
Russland, Spanien, Frankreich, Deutschland, 
Italien, Australien und Großbritannien.« Hier-
zulande müsse aber mehr getan werden: »Nach 
Ansicht der Fragesteller«, so die AfD-Fraktion, 
»gibt es ernsthafte Indizien, dass eine verstärkte 
Unterstützung der Reproduktionsmedizin die 
dramatische demografische Situation Deutsch-
lands in einem zwar nicht entscheidenden, aber 
doch relevanten Maße entschärfen könnte.«

Am 22. Dezember 2025 beantwortete das 
Bundesgesundheitsministerium (BMG) die Kleine 
Anfrage mit über 30 Einzelfragen. Wie von der 
AfD erbeten, listete das BMG rund 20 Universi-
täten und wissenschaftliche Einrichtungen auf, 
die in Deutschland zur Reproduktionsmedizin 
forschen. Wie viele öffentliche Mittel dafür 

ausgegeben werden, weiß die Bundesregierung 
laut BMG-Antwort aber nicht, auch Zahlen zum 
Personalbestand seien ihr nicht bekannt.

Zur Frage, was die Koalition davon halte,  
dass »tausende Deutsche« zwecks »Kinderwunsch-
behandlung« ins Ausland reisen, schreibt das 
BMG, es gebe dazu noch keine abgestimmte 
Position auf Fachebene; der Regierung lägen 
keine konkreten Zahlen vor und sie plane dazu 
auch keine Datenerhebung und -auswertung. 
Bekannt sei aber, dass »Reproduktives Reisen« 
auch »mit medizinischen Risiken verbunden« 
sein könne, etwa »wenn im Zielland geringere 
Standards bezüglich der Sicherheit und Qualität 
der Behandlung gelten«.

Gefragt von der AfD, was die Bundesregie
rung davon halte, »ob bzw. inwiefern eine 
verstärkte öffentliche Finanzierung von Maß-
nahmen der Reproduktionsmedizin auch unter 
volkswirtschaftlichem Aspekt angebracht sein 
könnte«, erklärt das BMG: »Ungewollte Kinder
losigkeit ist nicht nur für die Betroffenen ein 
bedeutendes Thema, sondern hat weitreichende, 
auch sozioökonomische Aspekte. Familienför-
derung ist daher auch eine gesamtgesellschaftli-
che Aufgabe, die durch verschiedenste Maßnah-
men in unterschiedlichen Bereichen umgesetzt 
werden muss.«

Zur AfD-Frage, ob die Bundesregierung 
es als ihre Aufgabe ansehe, »die Bevölkerung 
darüber zu informieren, dass die Fruchtbar-
keit von Frauen ab etwa dem 30. Lebensjahr 
deutlich sinkt«, schreibt das BMG, ihm sei »aus 
Forschungsarbeiten bekannt, dass Lücken im Fer-
tilitätswissen bestehen«. Dieses zu verbessern, sei 
»in mehrfacher Hinsicht sinnvoll«. Einen Beitrag 
dazu leiste die Webseite www.informationsportal-
kinderwunsch.de, herausgegeben vom Bundes
ministerium für Bildung, Familie, Senioren, 
Frauen und Jugend.� Klaus-Peter Görlitzer  


